MAG. ELKE THEISSL-SCHULMEISTER LL.M.
omm

A -7471 RECHNITZ | BAHNHOFSTRASSE 12 A

Telefon +43(0)336379390 | office@theissl.com

Klienten-Info
Ausgabe 6/2013

Inhalt:
1. VORSCHAU AUF 2014 ......ooiiueiociecioeeiessessesses st 2
2. ANDERUNGEN IM BEREICH DES RECHTSMITTELVERFAHRENS IN

SOZIALVERSICHERUNGSRECHTLICHEN VERWALTUNGSSACHEN AB 1.1.2014........... 3
3. ANDERUNGEN BEI DER UMSATZSTEUER .....coosviiieeieeeeeiseseeseesesseessessss s 4
4. HIGHLIGHTS AUS DEM WARTUNGSERLASS ZU ART I BIS 111 DER

UMGRUNDUNGSSTEUERRICHTLINIEN. .......oooiiieiieeeieeeeesiesees e 5
5. HIGHLIGHTS — SALZBURGER STEUERDIALOG 2013 ......coooourreeerrreenreesesesessiessesssesssnons 6
B.  SPLITTER w..ooooeceeceeceeeeee oo en s s s n e nennes 8
7. TERMIN 31122013 w.oooooeeceeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeee e n s nannsenaeneenes 9

Mag. Elke Theissl-Schulmeister, Stand Dezember 2013 ©by OGWT


file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853154
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853155
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853155
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853156
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853157
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853157
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853158
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853159
file:///C:/Users/elke/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/NOMZW1EK/Klifo%206-2013%20für%20Klienten.docx%23_Toc373853160

1 Vorschau auf 2014

e Eine erste Vorschau auf die wichtigsten SV-Werte fir das Jahr 2014. Die ausfiihrliche Uber-
sichtstabelle erscheint wie bisher in der 1. Ausgabe der Klienteninfo 2014.

Hochstbeitragsgrundlage monatlich € 4.530,00
Hoéchstbeitragsgrundlage Sonderzahlungen jahrlich € 9.060,00
Hoéchstbeitragsgrundlage freie DN ohne SZ, GSVG, BSVG monatlich € 5.285,00
Geringfiigigkeitsgrenze taglich € 30,35
Geringfugigkeitsgrenze monatlich € 395,31

e Unterhaltsleistungen — Regelbedarfsétze fir 2014

Ein Unterhaltsabsetzbetrag von 29,20 € (fir das 2.Kind 43,80 € und fiir jedes weitere Kind 58,40 €)
steht zu, wenn Unterhaltszahlungen an nicht haushaltszugehérige Kinder geleistet werden. Ab der Ver-
anlagung 2012 besteht der Anspruch nur mehr, wenn sich die Kinder in einem EU-, EWR-Staat oder in
der Schweiz aufhalten. Der Unterhaltsabsetzbetrag kann nur fiir jene Monate geltend gemacht werden,
in denen der volle Unterhalt geleistet wurde. In Féllen, in denen keine behdrdliche Festsetzung der
Unterhaltsleistungen vorliegt, missen zumindest die Regelbedarfsatze bezahlt werden. Die monatli-
chen Regelbedarfséatze werden jahrlich per 1. Juli angepasst. Damit fir steuerliche Belange unterjahrig
keine unterschiedlichen Betrége zu bertcksichtigen sind, sind die nunmehr giltigen Regelbedarfséatze
fir das gesamte Kalenderjahr 2014 heranzuziehen.

Kindesalter 0-3 Jahre 3-6 Jahre 6-10 Jahre | 10-15 Jahre 15-19 Jahre | 19-28 Jahre
Regelbedarfsatz 2013 | € 190 € 243 € 313 € 358 € 421 €528
Regelbedarfsatz 2014 | € 194 € 249 € 320 € 366 € 431 € 540

Liegt weder eine behordlich festgelegte Unterhaltsverpflichtung noch ein schriftlicher Vertrag vor, muss
die empfangsberechtigte Person eine Bestatigung vorlegen, aus der das Ausmalf} des vereinbarten
Unterhalts und das Ausmalf} des tatsachlich bezahlten Unterhalts hervorgehen. In allen Fallen steht der
Unterhaltsabsetzbetrag nur dann fir jeden Kalendermonat zu, wenn
- der vereinbarten Unterhaltsverpflichtung in vollem Ausmaf} nachgekommen wurde und
- die von den Gerichten angewendeten sogenannten Regelbedarfsatze nicht unterschritten wur-
den.

e Neues UVA-Formular ab 1.1.2014

Vom BMF wurde ein neues Formular fir die UVA ab 1.1.2014 veréffentlicht. Kiinftig konnen die nur zu
statistischen Zwecken eingefihrten Angaben zu den Vorsteuern in Zusammenhang mit KFZs (Kennzahl
027) sowie mit Gebauden (Kennzahl 28) wieder entfallen.

e Sachbezug Zinsenersparnis

Ubersteigt ein Gehaltsvorschuss oder ein Arbeitgeberdarlehen den Betrag von 7.300 €, dann ist ab
1.1.2014 die Zinsenersparnis mit 1,5 % (2013: 2 %) abzuglich der vom Arbeithnehmer bezahlten Zinsen
als Sachbezug anzusetzen.

e Elektronische Rechnungen an den Bund

Ab 1. Janner 2014 kénnen Rechnungen Uber Waren und Dienstleistungen an den Bund ausschlieRlich
in strukturierter elektronischer Form entweder tiber das Unternehmensserviceportal (www.usp.gv.at)
des Bundes oder die Pan-European Public Procurement OnLine (PEPPOL)- Transport-Infrastruktur ein-
gebracht werden. Ab diesem Zeitpunkt werden von den &sterreichischen Bundesdienststellen weder
Papierrechnungen noch Rechnungen im PDF-Format akzeptiert. Auch Notare sind ab 1. Janner 2014
verpflichtet, an den Bund elektronische Rechnungen zu legen.
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2 Anderungen im Bereich des Rechtsmittelverfahrens in sozialversicherungsrechtlichen
Verwaltungssachen ab 1.1.2014

Die KlientenInfo hat in der letzten Ausgabe auf die wichtigsten Neuerungen hingewiesen, die im Bereich
des abgabenrechtlichen Rechtsmittelverfahrens ab 1.1.2014 zu beachten sind. Nunmehr sollen auch
die wichtigsten Anderungen im Bereich des sozialversicherungsrechtlichen Rechtsmittelverfah-
rens ab 1.1.2014 dargestellt werden.

Die nachfolgende Darstellung wichtiger Anderungen gegeniiber dem status quo beschrénkt sich auf

das Rechtsmittelverfahren in sozialversicherungsrechtlichen Verwaltungssachen (daher keine

Darstellung des Verfahrens in Leistungssachen):

e Leider unverandert geblieben sind die Bestimmungen, wann ein Versicherungstrager in Leistungs-
sachen einen rechtmittelfahigen Bescheid erlassen muss. Daher muss ein Unternehmer, welcher
auf Grund einer GPLA-Prufung mit Beitragsnachforderungen konfrontiert wird (zB weil Werkver-
tragsverhaltnisse in echte Dienstverhéltnisse umqualifiziert wurden), wie bisher zuerst einen Be-
scheid beantragen, um das Rechtsmittelverfahren einleiten zu kénnen. Damit bleibt die verfas-
sungswidrige Rechtsschutzliicke zwischen der Verbuchung der Beitragsnachforderung auf dem Bei-
tragskonto bis zur Erteilung des beantragten Bescheids weiter bestehen. In diesem Zeitraum kann
der zustandige Versicherungstrager mit einem von ihm ausgestellten Rickstandsausweis beliebig
Exekutionen gegen den Beitragsschuldner flihren, ohne dass dieser eine aufschiebende Wirkung
beantragen konnte. An der fur den Versicherungstrager geltenden sechsmonatigen Frist, innerhalb
derer er den beantragten Bescheid zu erlassen hat, hat sich nichts geandert. Erfolgt die Erteilung
des beantragten Bescheids nicht innerhalb dieser Sechsmonatsfrist, so kann der Beitragsschuldner
eine Saumnisbeschwerde beim Bundesverwaltungsgericht einbringen.

e Liegt nun ein rechtsmittelfahiger Bescheid des Versicherungstragers vor, so kann kunftig nur
mehr innerhalb einer vierwdchigen Frist (bislang einmonatigen Frist) Beschwerde an das Bun-
desverwaltungsgericht erhoben werden. Die Beschwerde ist beim belangten Versicherungstrager
einzubringen.

¢ Eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde hat grundsatzlich aufschiebende Wir-
kung. Der Verwaltungstrager kann die aufschiebende Wirkung allerdings im Bescheid bereits aus-
schlieBen, wenn nach Abwagung der 6ffentlichen Interessen und Interessen der Partei der vorzeitige
Vollzug des Bescheids geboten ist. Auch das Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende
Wirkung durch Beschluss ausschlief3en, wenn nach Abwéagung aller Interessen der Vollzug des an-
gefochtenen Bescheids geboten ist. Hinsichtlich der aufschiebenden Wirkung muss somit die kinf-
tige Praxis der Verwaltungsbehorde und des Bundesverwaltungsgerichts abgewartet werden.

o Der Verwaltungstrager kann kinftig Beschwerden innerhalb von zwei Monaten durch Beschwer-
devorentscheidung aufheben, abandern, zurtickweisen oder abweisen. Bislang stand dem Versi-
cherungstrager das Recht auf eine Einspruchsvorentscheidung zu, die inhaltlich gleichwertig war.

e Ergeht eine Beschwerdevorentscheidung, kann der Beitragsschuldner innerhalb von zwei Wo-
chen den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung
vorgelegt wird (Vorlageantrag). Ein rechtzeitig und zuléssig eingebrachter Vorlageantrag hat wie-
derum aufschiebende Wirkung, wenn die belangte Behérde die aufschiebende Wirkung der Be-
schwerde nicht ausgeschlossen hat.

¢ Das Bundesverwaltungsgericht hat auf Antrag oder von Amts wegen eine mindliche Verhandlung
durchzufiihren. Der Beschwerdeflihrer muss eine derartige Verhandlung bereits in der Beschwerde
oder im Vorlageantrag beantragen.

e Gegen einen Beschluss oder ein Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts steht als aul3erorden-
tliches Rechtsmittel die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof und kiinftig die Revision an
den Verwaltungsgerichtshof offen.

e Das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht ist grundsétzlich mit keinen Kosten fir die Partei
verbunden. Ausnahmen bestehen in Verwaltungsstrafsachen und im Verfahren Uber die Austibung
unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt. Die Gebuhr fir VWGH-Revisio-
nen und Fristsetzungsantrage betragt kiinftig unverandert 240 €.
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3 Anderungen bei der UMSATZSTEUER

. Highlights des Entwurfes des Wartungserlasses 2013

e Jobtickets unterliegen der Eigenverbrauchsbesteuerung (Rz 74 neu idF Entwurf Wartungser-
lass 2013)

Stellt ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich ein Jobticket zur Verfligung, so unterliegt dies
der Eigenverbrauchsbesteuerung. Der Arbeitgeber hat daher 10 % USt vom Nettobetrag des Fahr-
scheins oder der Netzkarte abzufuhren.

Muss der Arbeitnehmer einen Kostenbeitrag fiir das Jobticket leisten, liegt eine steuerbare sonstige
Leistung vor, auf die der erméaRigte Steuersatz von 10 % anzuwenden ist. Dabei ist darauf zu achten,
dass die Umsatzsteuer vom ,Normalwert” (eine Art Verkehrswert) zu berechnen ist.

Beispiel: Die Monatskarte der Wiener Linien kostet (€ 41,91 + € 4,09 USt =) € 45. Im Falle der verbilligten
Zurverfligungstellung an den Arbeitnehmer um € 30 zuzgl USt, sind dennoch € 4,09 (10 % vom Nor-
malwert) an Umsatzsteuer abzufiihren. Die Karte kostet den Arbeitnehmer insgesamt € 34,09.

e Sonstige Leistungen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht fir das Unternehmen bestimmt
sind (Rz 638y neu idF Entwurf Wartungserlass 2013)

Um eine missbrauchliche Verwendung der UID bei Leistungen, die nicht eindeutig fir den unternehme-
rischen oder privaten Bereich bezogen werden, hintanzuhalten, sieht der Entwurf des Wartungserlasses
vor, dass in diesen Fallen - zusétzlich zur Verwendung der UID - der Leistungsempfanger eine ent-
sprechende Bestatigung ausstellen muss, um gegeniiber dem leistenden Unternehmer den Nach-
weis der unternehmerischen Verwendung zu dokumentieren.

Beispiele fur sonstige Leistungen, die ihrer Art nach mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht fur das
Unternehmen bestimmt sind, sind insbesondere: Krankenhausbehandlungen, arztliche Heilbehand-
lungen, hausliche Pflegeleistungen, Kinderbetreuung, Nachhilfeunterricht, sonstige Leistungen im Zu-
sammenhang mit sportlicher Betéatigung einschlief3lich entgeltlicher Nutzung von Anlagen, Herunterla-
den von Filmen und Musik, Bereitstellen von digitalen Texten (ausgenommen Fachliteratur), Online-
Zeitungen (ausgenommen Fachzeitungen), Beratungsleistungen in familidren und personlichen Ange-
legenheiten und Beratungsleistungen iZm persdnlicher Einkommensteuererklarung und Sozial-
versicherungsfragen.

e Nachweis der ig Lieferung (Rz 4006 idF Entwurf Wartungserlass 2013)

Die Voraussetzungen der (steuerfreien) innergemeinschaftlichen Lieferung (dh dass der Gegenstand

von einem Mitgliedstaat in einen anderen gelangt ist und dass beide Partner Unternehmer sind) miissen

buchmafig nachgewiesen werden. Der Nachweis der Beférderung oder Versendung kann wie folgt

erbracht werden:

¢ Holt der Empfanger die Ware selbst ab, sollte neben einer Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises
und einer Vollmacht auch eine Erklarung It Muster gem Anhang 5 der UStR ,Erkléarung Uber die
Beférderung von Waren in das ubrige Gemeinschaftsgebiet® zu den Akten genommen werden
(' siehe im Detail:
https://findok.bmf.gv.at/findok/showBlob.do;jsessio-
nid=617E5D24426B2FBC799E9D5F83E18F9D/GesPdf-64.SAVE?rid=64&base=GesPdf&gid=).

e Bringt der Lieferant die Ware selbst zum Kunden, dann sollte er sich die Abnahme mit einer Erkla-
rung gem Anhang 6 der UStR ,Erklérung Uber den Empfang von Waren*“ bestatigen lassen (siehe
im Detail:
https://findok.bmf.gv.at/findok/showBlob.do;jsessio-
nid=617E5D24426B2FBC799E9D5F83E18F9D/GesPdf-64.SAVE?rid=64&base=GesPdf&gid=)

Eine nachtréagliche Sanierung von Mangeln ist neuerdings maoglich. Entscheidend ist, dass dem liefern-
den Unternehmer der Nachweis gelingt, dass die materiellen Voraussetzungen der Steuerfreiheit zwei-
felsfrei vorliegen. Kann der Nachweis dennoch nicht erbracht werden so liegt trotzdem eine steuerfreie
ig Lieferung vor, wenn aufgrund der objektiven Beweislage feststeht, dass die Voraussetzungen fir die
Steuerfreiheit vorliegen.

Beispiel: eine riesige Steinzerkleinerungsmaschine wird von Deutschland nach Finnland geliefert.
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. Ausweitung des Reverse-Charge

Zur Betrugsbekampfung bei der Umsatzsteuer wird ab 1.1.2014 der Anwendungsbereich des Uber-
gangs der Steuerschuld (Reverse-Charge-System) ausgedehnt. Das angestrebte Ziel ist es, den Steu-
erausfall im Zusammenhang mit betrugsanfélligen Waren durch die verpflichtende Anwendung des
Reverse-Charge-Verfahrens einzuddmmen (eine vergleichbare Regelung besteht ja zB bereits seit
1.1.2012 fur die Lieferung von Mobilfunkgeraten bzw Treibhausgasemissionszertifikaten). Das bedeu-
tet, dass ab dem 1.1.2014 zuséatzlich folgende Warengruppen unter den Anwendungsbereich der neuen
Bestimmung fallen:

o Lieferung von Videospielkonsolen, Laptops, Tablet-Computer, wenn das in der Rechnung aus-
gewiesene Entgelt mindestens 5.000 € betragt,

e Lieferung von Gas und Elektrizitdt an Unternehmer zur Weiterlieferung,

¢ Ubertragung von Gas- und Elektrizitatszertifikaten,

e Lieferung von Metallen, roh und als Halberzeugnisse gemaf Kapitel 71 und aus Abschnitt XV
der Kombinierten Nomenklatur,

o Steuerpflichtige Lieferungen von Anlagegold.

Bei Lieferungen ab 1.1.2014 der oben erwdhnten Gegenstande an Unternehmer ist daher keine Um-
satzsteuer mehr auszuweisen, dennoch haftet der Lieferant flr die Abfuhr der Umsatzsteuer. Der Emp-
fanger der Lieferung muss die Umsatzsteuer selbst berechnen und an das Finanzamt abfihren. Er kann
sich den Betrag — soweit er zum Vorsteuerabzug berechtigt ist — wieder als Vorsteuer abziehen. Eine
irrtimlich ausgewiesene Umsatzsteuer filhrt zu einem unrichtigen Steuerausweis gemaf § 11 Abs 12
UStG und wird dann kraft Rechnungslegung geschuldet.

4 Highlights aus dem Wartungserlass zu Art | bis Ill der Umgriindungssteuerrichtlinien

Mit Erlass vom 14.10.2013 hat das BMF die Wartung der Artikel | bis 1l in den Umgrindungssteuer-
richtlinien (UmgrStR) vorgenommen. Dabei wurden die UmgrStR insbesondere an die seit der letzten
Wartung erfolgten gesetzlichen Anderungen durch das Budgetbegleitgesetz 2011, das 1. Stabilitatsge-
setz 2012 und das Abgabenanderungsgesetz 2012 angepasst sowie Klarstellungen, formale Anpas-
sungen und Fehlerkorrekturen vorgenommen. Die fiir die Praxis wichtigsten Anderungen sind:

e Im Bereich des Art | (Verschmelzungen) wurde die Neuregelung der Besteuerung von Kapitalver-
mogen durch das BudBG 2011 und das AbgAG 2012 eingearbeitet. Insbesondere mussten die
neuen Bestimmungen Uber die Behandlung der Anteilsinhaber (§ 5 UmgrStG) neu gestaltet werden.

e Im Bereich der Verschmelzungen erfolgte eine Darstellung der durch das AbgAG 2012 erweiterten
Ausschuttungsfiktion bei der Importverschmelzung sowie die damit verbundene Zurechnung
von Einlagen und Einlagenriickzahlungen zum Evidenzkonto der an der Verschmelzung beteiligten
Korperschaften. Ebenso wird die Anwendbarkeit der Ausschuttungsfiktion bei Verschmelzungen auf
auslandische Korperschaften anhand von Beispielen erlautert.

e Den Ausfiihrungen der KStR 2013 folgend wird prazisiert, unter welchen Voraussetzungen eine Fir-
menwertabschreibung auf eine Beteiligung innerhalb der Unternehmensgruppe der Uberneh-
menden Kdrperschaft vorgenommen werden kann, wenn im Hinblick auf diese verschmelzungs-
bedingt Ubertragene Beteiligung bereits in der Unternehmensgruppe der Rechtsvorgangerin eine
Firmenwertabschreibung begonnen wurde.

e Im Bereich der Umwandlungen wird vor dem Hintergrund der Neuregelung der Grundstiicksbesteu-
erung die steuerliche Behandlung von Grundstiicken bei Umwandlungen dargestellt. Insbeson-
dere werden auch allfallige Rechtsfolgen dargestellt, wenn der Umwandlung eine Einbringung vo-
rangegangen ist.
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e Kernpunkt der Neuerungen bei den Umwandlungen ist die Neukonzeption der Ausschuttungsfik-

tion. In den Richtlinien wird zur neuen Rechtslage klargestellt, dass permanente Differenzen zwi-
schen dem unternehmensrechtlichen und dem steuerlichen Ergebnis das Umwandlungskapital nicht
beeinflussen. Daher sind weder Forderungen im Zusammenhang mit steuerbefreiten Ertrdgen vom
Umwandlungskapital abzuziehen, noch Passivposten im Zusammenhang mit nicht abzugsfahigen
Aufwendungen dem Umwandlungskapital zuzuschlagen.
Als Beispiele fiir permanente Differenzen fiihren die Richtlinien die Kérperschaftsteuerriickstellun-
gen und Reprasentationsaufwendungen sowie aktivierte Korperschaftsteuervorauszahlungen an.
Lediglich temporére Differenzen fiihren zu einer Adaptierung des Umwandlungskapitals. Beispiele
fiir temporére Differenzen sind zB steuerlich nicht zulassige Abschreibungen (zB bei PKW), Unter-
schiede im Ansatz der Herstellungskosten, steuerlich nicht zulassige Pauschalwertberichtigungen,
steuerlich zu aktivierende Geldbeschaffungskosten und Differenzen bei den Pauschalrtickstellun-
gen, Sozialkapitalriickstellungen sowie der 20 %ige Abzinsungsabschlag bei langfristigen Rickstel-
lungen. Bei all diesen temporaren Differenzen sind die steuerlichen Buchwerte fir das Umwand-
lungskapital von Relevanz.

e Im Bereich der Einbringungen werden die mit der neuen Rechtslage erforderlichen Adaptierungen
vorgenommen und durch Beispiele veranschaulicht. Insbesondere wird das neue alternative Aufwer-
tungswahlrecht bei der Einbringung von Grundstiicken dargestellt und klargestellt, dass von diesem
Aufwertungswahlrecht auch im Rahmen der Einbringung von Mitunternehmeranteilen Gebrauch ge-
macht werden kann.

e Fur den Fall, dass eine betriebsnotwendige Liegenschaft nicht zurlickbehalten und zur Ganze ein-
gebracht wird, wird prazisiert, welche Anforderungen an eine zu schlieRende Nutzungsvereinbarung
fur den nach der Einbringung der Liegenschaft weiterhin durch den Einbringenden genutzten Teil
der Liegenschaft gestellt werden.

o Das BMF stellt klar, dass ein negatives variables Konto einer Personengesellschaft nicht durch
ein bloRes Einlageversprechen des Einbringenden positiv wird; ein Zurtickbehalten oder die Ent-
nahme des negativen Kapitalkontos durch den Einbringenden ist nach Ansicht des BMF ebenfalls
unzulassig.

e Das BMF nimmt Aussagen fiir den Fall der Einbringung eines mit einem Furchtgenussrecht belaste-
ten Kapitalanteils in die Richtlinien auf.

e Unter Bezugnahme auf eine UFS-Entscheidung wird vom BMF festgehalten, dass eine Anwen-
dungsvoraussetzung des Art Il UmgrStG verletzt ist, wenn durch eine zu hohe unbare Enthahme
der Verkehrswert des eingebrachten Vermdgens negativ wird.

e Aussagen aus dem Salzburger Steuerdialog 2013 zur Bilanzberichtigung im Zusammenhang mit
Einbringungen werden erstmals in die Richtlinien aufgenommen.

e Bei der Einbringung eines Mitunternehmeranteils muss nach Ansicht des BMF fiir die Beurteilung
der Vergleichbarkeit des verlusterzeugenden Vermdégens im Zeitpunkt der Einbringung auf den Be-
trieb der Mitunternehmerschaft abgestellt werden. Zudem erfolgen in den Richtlinien Aussagen zur
Beurteilung der Vergleichbarkeit bei der Einbringung eines Kapitalanteils.

5 Highlights — Salzburger Steuerdialog 2013

Einkommensteuer

e Fur die Beurteilung der steuerlichen Folgen einer Grundstickstransaktion ist der Zeitpunkt des
Abschlusses des Verpflichtungsgeschéftes (auch wenn der Vertrag eine aufschiebende oder
auflésende Bedingung enthalt) malRgebend. Wurde der Kaufvertrag tber ein Grundstiick daher vor
dem 1.4.2012 abgeschlossen, besteht nur dann Steuerpflicht, wenn die Ublicherweise 10-jahrige
Spekulationsfrist bei Vertragsabschluss noch nicht abgelaufen war.
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Wird in einem Kaufvertrag Gber ein Grundstick (Altvermdgen) vereinbart, dass eine Kaufpreisnach-
zahlung fallig wird, wenn innerhalb von drei Jahren eine Umwidmung in Bauland erfolgt, kann zu-
nachst die Immobilienertragsteuer nach der pauschalen Methode iHv 3,5 % des Verauf3erungserlo-
ses berechnet werden. Kommt es dann zu einer Kaufpreisnachzahlung auf Grund der erfolgten Um-
widmung, ist die Differenz auf die 15 %ige ImmoESt nachzuzahlen.

Wird eine Immobilie verdauRRert und fur die Entrichtung des Kaufpreises tber einen Zeitraum von mehr
als einem Jahr Ratenzahlung vereinbart, ist der VerauRerungserlds durch Abzinsung der Raten
mit dem bankiblichen Sollzinssatz zu berechnen (auch wenn ausdrtcklich Unverzinslichkeit verein-
bart wurde). Der errechnete Zinsenanteil unterliegt nicht der 25 %igen Immobilienertragsteuer, son-
dern als Einkiinfte aus Privatdarlehen dem laufenden Einkommensteuertarif mit bis zu 50 %.

Lohnsteuer

Grundsatzlich kénnen pflegebedingte Kosten nur von der pflegebedirftigen Person selbst als au-
Rergewohnliche Belastung abgesetzt werden. Nur wenn das Einkommen dieser Person nicht aus-
reicht, ist eine Absetzung durch andere Personen mdéglich. Voraussetzung ist aber, dass ein verlo-
rener Aufwand vorliegt, also keine Zahlung als Gegenleistung fiir die Ubertragung von Vermégens-
werten vorliegt. Eine Berticksichtigung der pflegebedingten Kosten durch den Ehepartner ohne Ab-
zug eines Selbstbehaltes kann erfolgen, wenn der AVAB zusteht bzw die Einkiinfte des anderen
Ehepartners unter 6.000 € pa liegen. Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, kdnnen vom Ehe-
partner die pflegebedingten Kosten unter Beriicksichtigung des Selbstbehaltes abgezogen wer-
den, soweit durch die Pflegekosten das Existenzminimum von derzeit 11.000 € des (erkrankten)
Partners unterschritten wirde.

Korperschaftsteuer

Wird eine Beteiligung verau3ert und der Verkéaufer behalt sich vor, dass er neben dem Verkaufspreis
auch noch eine Dividende erhélt, stellt die Dividende wirtschaftlich betrachtet einen Teil des (bei
Kapitalgesellschaften steuerpflichtigen) VerauRerungsgewinnes dar. Nur dann, wenn im Zeitpunkt
des Abschlusses des Kaufvertrages bereits ein Gewinnverteilungsbeschluss vorliegt, ist die spatere
Dividendenauszahlung bei der Verkaufer-Kapitalgesellschaft als steuerfreie Dividende zu behan-
deln. Diese Ansicht der Finanzverwaltung wurde bereits in die K&rperschaftsteuerrichtlinien Uber-
nommen.

Umsatzsteuer

Stellt ein deutscher Dienstgeber seinem osterreichischen Angestellten fiir seine Tatigkeit in Os-
terreich einen Firmen-PKW, der auch privat verwendet werden darf, zur Verfigung, muss der deut-
sche Dienstgeber fir den Sachbezug dsterreichische Umsatzsteuer entrichten, da eine langfris-
tige Uberlassung (Vermietung) eines Beforderungsmittels vorliegt, die am Wohnsitz des Dienstneh-
mers steuerpflichtig ist.

Voraussetzung fir die Vergabe einer UID-Nummer ist das Vorliegen einer Adresse, an der die Ta-
tigkeit ausgelbt wird. Liegt nur eine ,,Briefkastenadresse® vor, kann dies zur Aberkennung der
UID-Nummer fuhren.

Schenkungsmeldung

Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb unentgeltlich Gbertragen, muss — obwohl es sich um
Grundvermégen handelt — dennoch eine Schenkungsmeldung abgegeben werden (sofern die maf3-
geblichen Grenzen, zB 50.000 € Einheitswert bei Schenkung an Verwandte, Uberschritten werden),
da Betriebsvermdgen ubertragen wird.
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6 Splitter

e Neuordnung der Vertretungsbefugnisse der Steuerberater im WTBG

Aufgrund der Neuordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit ab 1.1.2014 mussten auch die Vertretungs-
befugnisse der Steuerberater im Wirtschaftstreuhandberufsgesetz an die kunftige neue Rechtslage an-
gepasst werden. Folgende wesentliche Anderungen im Berechtigungsumfang der Steuerberater treten
mit 1.1.2014 in Kraft:

e Vertretung in Abgabe- und Abgabestrafverfahren fir Bundes-, Landes- und Gemeindeabgaben
vor den Verwaltungsgerichten

e Beratung und Vertretung in Beitrags-, Versicherungs- und Leistungsangelegenheiten der Sozi-
alversicherungen auch vor den Verwaltungsgerichten

e Vertretung bei den Einrichtungen des Arbeitsmarktservice, der Berufsorganisationen, der Lan-
desfremdenverkehrsverbande und bei anderen in Wirtschaftsangelegenheiten zustandigen Be-
horden und Amtern einschliel3lich der Vertretung vor den Verwaltungsgerichten.

e Zinssatz fUr Personalriickstellungen nach UGB

Vor einigen Wochen hat der Fachsenat fur Unternehmensrecht und Revision der Kammer der Wirt-
schaftstreuhander (KWT) den Entwurf eines neuen Fachgutachtens Uber Rickstellungen fiar Pen-
sions-, Abfertigungs-, Jubilaumsgeld- und &hnliche Verpflichtungen nach den UGB-Vorschriften
vorgestellt, der einige Prazisierungen in Bezug auf den zu verwendenden Zinssatz und die Berticksich-
tigung der Personalfluktuation vorsieht. Dieser Entwurf wird derzeit auf breiter Basis diskutiert. Das neue
Fachgutachten soll 2014 in Kraft treten.

Nach dem heuer noch geltenden Fachgutachten aus dem Jahr 2004 sind Personalriickstellungen in
UGB-Abschliissen bei Anwendung des Teilwertverfahrens ohne Berlicksichtigung von zukinfti-
gen Bezugssteigerungen mit dem Realzinssatz (Nominalzinssatz fiir Industrieanleihen abziiglich
Geldentwertungsrate) abzuzinsen.

Fur den 31.12.2013 werden sich bei Anwendung eines funfjahrigen vergangenheitsorientierten Durch-
schnittszinssatzes in Abhangigkeit von der Laufzeit der Verpflichtungen in etwa folgende Zinsséatze
ergeben:

10 Jahre | 15 Jahre | 20 Jahre
5-Jahresdurchschnitt Nominalzinssatz fur Industrieanleihen 4,5% 4,8% 4,9%
abzuglich durchschnittliche Inflationsrate der letzten 5 Jahre -2,3% -2,3% -2,3%
Realzinssatz 2,2% 2,5% 2,6%

e Verlustvortrag im Erbfall

Nach bisheriger Verwaltungsauffassung gehen nicht verbrauchte Verlustvortrége des Erblassers nach
MaRgabe der Erbquoten anteilig auf die einzelnen Erben Uber. Der VWGH hat hingegen entschieden,
dass Voraussetzung fiir den Ubergang der Verlustvortrage ist, dass der verlusterzeugende Betrieb
noch vorhanden ist und daher nur der Erbe des Betriebes den Verlustvortrag geltend machen kann.
Es ist zu erwarten, dass das BMF diese einschrankende Auslegung bereits fur die Veranlagung 2013
Ubernehmen wird.
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7 Termin 31.12.2013

Wie bereits ausfiihrlich in der letzten Ausgabe der KlientenIinfo besprochen, hier nochmal in aller Kiirze
zur Erinnerung:

e Rickerstattung von Kranken-, Arbeitslosen- und Pensionsversicherungsbeitragen 2009 bei
Mehrfachversicherung. Der Riickerstattungsantrag fiir die Pensionsversicherungsbeitrage ist an keine
Frist gebunden und erfolgt ohne Antrag automatisch bei Pensionsantritt.

e Arbeitnehmerveranlagung 2008

Wer zwecks Geltendmachung von Werbungskosten, Sonderausgaben oder aul3ergewthnlichen Belas-
tungen eine Arbeitnehmerveranlagung beantragen will, hat daftir fiinf Jahre Zeit.

e Ankauf von WP fur optimale Ausnutzung des GFB 2013

Sollten Sie noch nicht ausreichend Investitionen getétigt haben, so ist es am einfachsten, die fir den
investitionsbedingten Gewinnfreibetrag (GFB) erforderliche Investitionsdeckung bei Gewinnen uber
30.000 € durch den Kauf von Wertpapieren zu erfiillen. Zu diesem Zweck sollten etwa Mitte bis Ende
Dezember gemeinsam mit dem Steuerberater der erwartete steuerliche Jahresgewinn 2013 geschatzt
und der voraussichtlich tber 3.900 € (= Grundfreibetrag!) liegende Gewinnfreibetrag ermittelt und ent-
sprechende Wertpapiere gekauft werden. Der GFB betragt fir Gewinne bis 175.000 € 13 %. Fur Ge-
winne zwischen 175.000 € und 350.000 € kdnnen 7 % und fir Gewinne zwischen 350.000 € und 580.000
€ 4,5 % als GFB geltend gemacht werden. Fiir Gewinne tber 580.000 € gibt es gar keinen GFB mehr.
Bis zum Ultimo sollten die Wertpapiere auf ihrem Depot verfiigbar sein!
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